Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1980 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, Margulies, 
Dr. Schild, Geiger (München) und Genossen 


Der Bundestag wolle besdiließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Entschwefelung flüssiger und gasförmiger Brennstoffe 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Entschwefelungspflicht 

(1) Wer als Hersteller oder Einführer Heizöle, 
Dieselöle und Flüssiggase im Sinne der deutschen 
Normen (DIN) 51603, 51601 und 51621 sowie Erd- 
gase oder andere gasförmige Kohlenwasserstoffe 
nach dem 31. März 1963 gewerbsmäßig in den Ver- 
kehr bringt oder selbst als Brennstoff verwendet, 
hat dafür zu sorgen, daß der Schwefelgehalt die 
nach § 2 zulässige Höchstmenge nicht überschreitet. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für die Ausfuhr oder Durch- 
fuhr der in Absatz 1 bezeichneten Brennstoffe. 

(3) Absatz 1 gilt ferner nicht, wenn die Brenn- 
stoffe als Probe zu Untersuchungszwecken oder zum 
Zwecke der chemischen Umwandlung in andere 
Stoffe als Brennstoffe an einen anderen abgegeben 
werden. 

§ 2 

Höchstmenge an Schwefel 

Zur Erleichterung der Anpassung an den jewei- 
ligen Stand der Technik bestimmt die Bundes- 
regierung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates erstmalig bis zum 31. Dezem- 
ber 1961 für die in § 1 Abs. 1 bezeichneten einzel- 
nen Brennstoffe die jeweils in Gramm auf einen un- 
teren Heizwert von 10 000 Kilokalorien bezogene 
Höchstmenge an Schwefel. Die Höchstmengen sind 
so zu bemessen, daß die Reinhaltung der Luft so- 
weit wie möglich gewährleistet ist und sich mit Ent- 
schwefelungsanlagen zu wirtschaftlich tragbaren 
Bedingungen erreichen läßt. 


§ 3 

Auskünfte und Prüfungen 

(1) Die nach Landesrecht zuständige Behörde 
kann von dem Einführer oder Hersteller einer der 
in § 1 bezeichneten Brennstoffe die zur Überwa- 
chung notwendigen Auskünfte und die Vorlage der 
einschlägigen geschäftlichen Unterlagen verlangen 
sowie Prüfungen vornehmen. Zur Vornahme der 
Prüfungen können die Bediensteten der Behörde 
und deren Beauftragte die Geschäftsräume der Her- 
steller oder Einführer betreten; das Grundrecht des 
Artikels 13 deis Grundgesetzes wird insoweit einge- 
schränkt. 

(2) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafrecht- 
licher Verfolgung oder des Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen 
würde. 

(3) Die Bediensteten der nach Landesrecht zustän- 
digen Behörde oder deren Beauftragte dürfen Ge- 
heimnisse eines anderen, die ihnen bei ihrer Tätig- 
keit bekanntgeworden sind, insbesondere Geschäfts- 
oder Betriebsgeheimnisse, nicht unbefugt offenba- 
ren oder verwerten, auch wenn sie nicht mehr im 
Dienst sind oder wenn ihre Tätigkeit beendet ist. 
Dies gilt auch für andere Personen, die durch dienst- 
liche Berichterstattung von den in Satz 1 bezeich- 
neten Tatsachen Kenntnis erhalten. 

§ 4 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer vorsätzlich die durch § 3 Abs. 3 begrün- 
dete Verpflichtung verletzt, wird mit Gefängnis bis 
zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 
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(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einem Dritten einen Vermögens- 
vorteil zu verschaffen oder jemanden zu schädigen, 
so ist die Strafe Gefängnis bis zu zwei Jahren. Da- 
neben kann auf Geldstrafe erkannt werden. 

(3) Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Ver- 
letzten ein. 

§ 5 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Hersteller 
oder Einführer entgegen § 1 vorsätzlich oder fahr- 
lässig die dort bezeichneten Brennstoffe, deren 
Schwefelgehalt die nach § 2 zulässige Höchstmenge 
überschreitet, gewerbsmäßig in den Verkehr bringt 
oder selbst verwendet. 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer entge- 
gen § 3 die Auskunft nicht, unrichtig, nicht voll- 
ständig oder nicht fristgemäß erteilt, die Geschäfts- 
unterlagen nicht, nicht vollständig oder nicht frist- 
gemäß vorlegt oder die Duldung von Prüfungen 
verweigert. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für denjeni- 
gen, der als Mitglied des zur gesetzlichen Vertre- 
tung berufenen Organs einer juristischen Person 
oder sonst als Vertreter eines anderen handelt. 

(4) Eine Ordnungswidrigkeit nach den Absätzen 1 
oder 2 kann, wenn sie 

1, vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu 20 000 Deutsche Mark, 

2. fahrlässig begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu 10 000 Deutsche Mark 

geahndet werden. 

§ 6 

Verletzung der Aufsiditspflicht 

Begeht jemand in einem Unternehmen eine durch 
§ 5 mit Geldbuße bedrohte Handlung, so kann ge- 
gen den Inhaber oder Leiter des Unternehmens 
oder den gesetzlichen Vertreter des Inhabers oder 
ein Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung be- 
rufenen Organs einer juristischen Person oder 
einen vertretungsberechtigten Gesellschafter einer 
Personenhandelsgesellschaft eine Geldbuße festge- 
setzt werden, wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig 
ihre Aufsichtspllicht verletzt haben und der Ver- 


stoß hierauf beruht. Die Geldbuße ist nach 
§ 5 Abs. 4 zu bemessen. 

§ 7 

Juristische Personen 
und Personenhandelsgesellschaften 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs oder als Pro- 
kurist einer juristischen Person oder als vertre- 
tungsberechtigter Gesellschafter oder als Prokurist 
einer Personenhandelsgesellschaft eine Ordnungs- 
widrigkeit im Sinne der §§ 5 oder 6, so kann auch 
gegen die juristische Person oder die Personen- 
handelsgesellschaft eine nach § 5 Abs. 4 zu bemes- 
sende Geldbuße festgesetzt werden. 

(2) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt oder den Gewinn, den 
die juristische Person oder die Personenhandels- 
gesellschaft für die Ordnungswidrigkeit- empfan- 
gen oder aus ihr bezogen hat. 

§ 8 

Verjährung 

Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten im 
Sinne dieses Gesetzes verjährt in zwei Jahren. 

§9 

Einziehung 

Brennstoffe, auf die sich eine in § 5 Abs. 1 be- 
zeichnete Ordnungswidrigkeit bezieht, können nach 
den §§ 17 bis 26 des Gesetzes über Ordnungs- 

widrigkeiten eingezogen werden. 

§ 10 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes. 

§ 12 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 29. Juni 1960 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 
Geiger (München) 
Berberich 
Burgemeister 
Dr. Elbrächter 
Dr, Even (Düsseldorf) 
Finckh 

Dr. Dr. h. c. Friedensburg 
Hackethal 
Dr. Hesberg 
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Illerhaus 
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Bading 
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Rehs 
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Schmitt- Vockenhausen 
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Wittrock 


Margulies 
Dr. Achenbach 
Dr. Bücher 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus 
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Eisenmann 
Frau Friese-Kom 
Keller 

Kühn (Bonn) 

Frau Dr. Dr. h. c. Lüders 
Mauk 

Dr. Rutschke 
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Dr. Preiß 

Schneider (Bremerhaven) 
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Begründung 


Allgemeines 

Die der Interparlamentarischen Arbeitsgemeinschaft 
angehörenden Mitglieder des Deutschen Bundes- 
tages haben nach langjährigen Vorarbeiten eine 
Peihe von Initiativen zur Reinhaltung der Luft und 
Bekämpfung des Lärms ergriffen. Bereits bei der 
Verabschiedung des Gesetzes zur Änderung der Ge- 
Vverbeordnung und Ergänzung des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs wurde im Plenum des Bundestages erklärt, 
daß damit nur ein Teilgebiet, nämlich das der ge- 
werblichen Wirtschaft, geregelt sei. Zwischenzeitlich 
sind die Vorarbeiten für entsprechende Maßnahmen 
im Straßenverkehr so weit gediehen, daß nach 
einem gewissen Zeitraum mit einer wesentlichen 
Besserung zu rechnen ist. 

Bei diesen Arbeiten hat sich immer wieder heraus- 
gestellt, daß ein Teil der Verschmutzungen auf den 
Schwefelgehalt der flüssigen und gasförmigen 
Brennstoffe zurückgeht. Dieser Fragenkomplex ist 
auch bei der Verabschiedung des Mineralölsteuer- 
gesetzes angesprochen worden, nachdem der Bun- 
destag einstimmig die Bundesregierung gebeten hat 
zu prüfen, ob und inwieweit eine Entschwefelung 
von Brennstoffen technisch durchführbar ist. Nach 
Anhörung zahlreicher Sachverständiger haben die 
Antragsteller bereits feststellen können, daß eine 
Entschwefelung nicht nur wissenschaftlich, sondern 
auch technisch möglich ist und die Kosten tragbar 
sind. In einer Reihe von Fällen werden solche gar 
nicht anfallen, noch dazu, wenn von der Möglichkeit, 
schwefelarme Rohöle einzuführen, Gebrauch gemacht 
wird. Die mehrfach schon genannten Kosten in Höhe 
von 30 DM/t treffen nur für die allerunqünstigsten 
Fälle bei fast festen ölen zu; für die Gasöle dürften 
sie ungefähr bei 3,30 DM liegen. 

Der Gesetzentwurf ist also nicht zum Zwecke eines 
Schutzes der Kohle vorgelegt worden, sondern hat 
allein die Reinhaltung der Luft zum Ziele. Das er- 
gibt sich auch aus der selbstverständlichen Einbezie- 
hung der Kohlenteeröle. 

Die Entschwefelung der Kohle selbst ist vor ihrer 
Verbrennung praktisch unmöglich. Die im Verbren- 
nungsvorgang gewerblich genutzter Kohle freigeset- 
ten Schwefelgase werden samt den sonstigen damit 
verbundenen Luftverunreinigungen durch die ent- 
sprechenden Maßnahmen auf Grund der inzwischen 
geänderten Gewerbeordnung getroffen. Für die 
Hausbrandkohle sind die Landesgesetzgeber zu- 
ständig. 

Die Notwendigkeit einer solchen Vorschrift über die 
Entschwefelung geht auch aus dem Bericht des Ham- 


burger Senats an die Bürgerschaft hervor. Dieser 
Bericht vom 23. Februar 1960 stellt fest: 

„In erster Linie ist das in den Feuerungsgasen ent- 
haltene Schwefeltrioxyd zu nennen, das durch Bil- 
dung von Schwefelsäure auch Sachschäden ver- 
ursacht. Abgase von Ölfeuerungen, insbesondere 
solche, die mit Schweröl betrieben werden, haben 
zu erheblichen Sachschäden in der Umgebung ge- 
führt. 


Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Es sind alle öle oder Gase zu erfassen, deren Ent- 
schwefelung notwendig und technisch zu wirtschaft- 
lich tragbaren Bedingungen möglich ist; es sind so- 
mit auch Kohlenteeröle nicht ausgenommen. Für ein 
Entschwefelungsgebot auszuführender öle besteht 
für den deutschen Gesetzgeber kein Bedürfnis (vgl. 
auch § 5b des Lebensmittelgesetzes). 

Zu § 2 

Die Festsetzung der Höchstmengen soll durch Rechts- 
verordnung erfolgen. Dies empfiehlt sich, weil die 
Werte für die einzelnen Brennstoffe verschieden 
hoch sein werden und weil die Werte auf diesem 
Wege schneller den fortschreitenden wissenschaft- 
lichen und technischen Erkenntnissen angepaßt wer- 
den können (vgl. insoweit auch die Begründung zu 
der im Atomgesetz vorgesehenen Ermächtigung, 
Strahlenschutzvorschriften zu erlassen). 

Zu §§ 3 und 4 

Die zur Überwachung und zum Schutz der über- 
wachten notwendigen Vorschriften sind an §§ 41 
und 42 des Entwurfs eines Außenwirtschaftsgesetzes 
— Drucksache 1285 — angelehnt. 

Zu §§ 5 bis 8 

Die Verstöße sollten nicht als Kriminal-, sondern als 
Ordnungsunrecht bewertet werden; im übrigen sind 
die Vorschriften an § 31 Abs. 4 Nr. 3, §§ 33 bis 36 
des Entwurfs eines Außenwirtschaftsgesetzes ange- 
paßt. 

Zu § 9 

Um jeden Anreiz der Zuwiderhandlung zu nehmen, 
ist es notwendig, nicht entschwefelte öle einzuzie- 
hen. Die Vorschrift entspricht § 7 Satz 1 des Wirt- 
schaftsstrafgesetzes 1954. 
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